
 

Die PRIMEPULSE SE mit Sitz in München stellt hiermit folgenden Gegenantrag zu 

Tagesordnungspunkt 7, der Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten 

Kapitals und die Änderung der Satzung. 

Die PRIMEPUPLSE SE schlägt vor zu beschließen: 

7.  Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten Kapitals und die Änderung der 

Satzung 

a) Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 5. 

Juni 2029 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen um 

insgesamt bis zu Euro 1.673.551,00 durch Ausgabe von insgesamt bis zu 1.673.551 

neuen, auf den Inhaber lautenden Aktien (Stückaktien) zu erhöhen (genehmigtes 

Kapital 2024). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. 

Die neuen Aktien können auch von einem Kreditinstitut oder mehreren 

Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden 

Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten.  

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre insbesondere auszuschließen: 

 

− für Spitzenbeträge, 

− zur Gewinnung von Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 

Vermögensgegenständen oder zur Durchführung von 

Unternehmenszusammenschlüssen, 

− wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zehn vom Hundert des 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim 

Gebrauch von dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital 

festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

der Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals durch Ausübung des genehmigten 

Kapitals und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu ändern.  

  



 

b) Änderung der Satzung  

 

§ 5 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:  

 

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

5. Juni 2029 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen um 

insgesamt bis zu Euro 1.673.551,00 durch Ausgabe von insgesamt bis zu 

1.673.551 neuen, auf den Inhaber lautenden Aktien (Stückaktien) zu erhöhen 

(genehmigtes Kapital 2024). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein 

Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem 

Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 

1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre insbesondere auszuschließen: 

 

− für Spitzenbeträge, 

− zur Gewinnung von Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von 

sonstigen Vermögensgegenständen oder zur Durchführung von 

Unternehmenszusammenschlüssen, 

− wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zehn vom Hundert des 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim 

Gebrauch von dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten 

Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 

entsprechend der Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals durch 

Ausübung des genehmigten Kapitals und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu 

ändern.“ 

 


